
standings< ermöglicht, sich jeweils Gebiete 
von 52 300 qkm auszuwählen, sofern sie aus 
den überlappenden Gebieten der Internatio­
nalen Meeresbodenbehörde Gebiete von 
insgesamt 52 300 qkm abtreten. Es wurden 
von Frankreich 20 000 qkm, von Japan 
17 300 qkm und von der Sowjetunion 
15 000 qkm zur Verfügung gestellt. Die Ab­
grenzung gegenüber bestimmten potentiel­
len Antragstellern, den multinationalen Kon­
sortien, wurde so geregelt, daß Frankreich, 
Japan und die Sowjetunion auf weitere Ge­
biete verzichteten und somit ihre revidierten 
Anträge auf je 75 000 qkm beschränkten. Es 
wurde vereinbart, daß die Vorbereitungs­
kommission diese Gebiete bis zum Inkraft­
treten des SRÜ für die genannten potentiel­
len Antragsteller zur Verfügung hält. Andere 
potentielle Antragsteller — beispielsweise 
eine Gruppe von Staaten Osteuropas — 
können diese reservierten Gebiete nicht be­
anspruchen. Am 28. April 1987 wurde in 
Moskau eine Gesellschaft >lnteroceanmetal< 
des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
mit Sitz in Stettin gegründet, für die die ge­
nannten osteuropäischen Staaten ein Feld 
bei der Vorbereitungskommission anmelden 
können. — An der Lösung dieser Probleme 
war neben dem UN-Sekretariat auch die 
Gruppe der technischen Experten beteiligt, 
an der 15 Staaten teilnehmen. 
Am 17. Dezember 1987, dem Jahrestag der 
Meeresboden-Prinzipienerklärung — der 
Resolution 2749(XXV) von 1970 - , beschloß 
der Lenkungsausschuß der Vorbereitungs­
kommission, der vom 7. bis 18. Dezember in 
New York tagte, die Registrierung von Frank­
reich, Japan und der Sowjetunion. 
Mit der Registrierung erhält der Pionierinve­
stor das ausschließliche Recht zur Erfor­
schung von polymetallischen Knollen in dem 
ihm zugeteilten Feld. Auf Antrag wird nach 
Inkrafttreten des SRÜ eine Abbaugenehmi-
gung erteilt, sofern der Pionierinvestor Ver­
tragspartei geworden ist. Im Falle von Frank­
reich, das bei Unterzeichnung des SRÜ er­
hebliche Bedenken gegen das Tiefseeberg­
bauregime geltend gemacht und eine Ratifi­

kation von der Berichtigung gewisser Be­
stimmungen abhängig gemacht hat, warten 
nunmehr einige Fragen auf eine Klärung. Sie 
betreffen die Feststellung, ob und wann die­
se Bedenken ausgeräumt sein werden, ob 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, 
die bei Unterzeichnung des SRÜ dieselbe 
Erklärung abgegeben hat, diese teilen wird 
und ob eine Ratifikation Frankreichs erfolgen 
kann. 
Der Pionierinvestor hat Antragsgebühren in 
Höhe von 250 000 US-Dollar zu entrichten. 
Sie fließen in einen besonderen Treuhand­
fonds, der beim UN-Sekretariat für die Vor­
bereitungskommission eingerichtet wurde. 
Am 21. August 1987 beschloß die Vorberei­
tungskommission die erste Ausgabe. Der 
UN-Generalsekretär wurde angewiesen, 
daraus die Reise- und Aufenthaltskosten der 
technischen Experten zu bezahlen. Auch 
dieses Datum ist ein weiterer Meilenstein auf 
dem Wege zur Errichtung eines internationa­
len Tiefseebergbauregimes: Der Grundstock 
für die Finanzierung der Internationalen Mee­
resbodenbehörde wurde gelegt. 
V. Das Plenum und die vier Sonderkom­
missionen (SK) setzten auf der Sommerta­
gung 1987 ihre Arbeit fort. Im Plenum wur­
den die Verfahrensregeln für den Rat der In­
ternationalen Meeresbodenbehörde weiter 
beraten. Die SK 1 widmete sich der Frage 
nach dem Bedarf an Kobalt, Kupfer, Mangan 
und Nickel und den Auswirkungen des Tief­
seebergbaus auf die Landproduzenten. Die 
SK 2 befaßte sich mit Fragen des Technolo­
gietransfers im Hinblick auf die Verpflichtun­
gen der ersten Pionierinvestoren und dem 
Vorschlag der Schaffung eines »nucleus Ent­
erprise«, das heißt statt des im SRÜ vorgese­
henen Unternehmens der Internationalen 
Meeresbodenbehörde ein »Mini-Unterneh­
men« zu errichten, das nach Inkrafttreten des 
SRÜ und bis zum Beginn des Tiefseeberg­
baus gewisse Tätigkeiten (etwa Ausbildung 
und Forschung) ausüben soll. Die SK 3 wid­
mete sich vor allem dem Problem der finan­
ziellen Pflichten der Tiefseebergbautreiben-
den. Die »Gruppe der Sechs« (Belgien, 

Deutschland (Bundesrepublik), Großbritan­
nien, Italien, Japan, Niederlande) brachten 
einen Vorschlag ein, der von der G-77 mit 
dem Argument kritisiert wurde, er ändere die 
betreffenden Bestimmungen des SRÜ. 
VI. Die SK4, die für den Internationalen 
Seegerichtshof (ISGH) zuständig ist, fuhr in 
der Beratung des Sitzstaatabkommens zwi­
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem ISGH fort. Die erste Lesung des vom 
UN-Sekretariat vorgelegten Entwurfs er­
streckte sich auf etwa die Hälfte der vorge­
sehenen Bestimmungen. Eine bemerkens­
wert engagierte und sachliche Diskussion, 
an der sich etwa 100 Staaten beteiligen, 
deutet darauf hin, daß zumindest diese nicht 
abgeneigt sind, den ISGH mit Streitigkeiten 
zu befassen. Für Streitigkeiten aus dem Tief­
seebergbauregime besitzt der ISGH ohnehin 
ausschließliche Zuständigkeiten. Für alle an­
deren Streitigkeiten konkurriert er mit dem 
Internationalen Gerichtshof und Schiedsge­
richten. Keiner der 159 Unterzeichner und 
keine der 35 Vertragsparteien hat bisher eine 
Erklärung abgegeben, die dem ISGH für sol­
che Streitigkeiten die Zuständigkeit entzieht. 
Allerdings haben einige Staaten erklärt, daß 
sie keine Streitigkeiten über Auslegung und 
Anwendung des SRÜ dem Internationalen 
Gerichtshof unterbreiten werden. 
VII. Auf Einladung der Bundesregierung 
und des Hamburger Senats hielt sich vom 
24. bis 28. August 1987 eine Delegation aus 
Mitgliedern des UN-Sekretariats und der 
Vorbereitungskommission in der Bundesre­
publik Deutschland auf, um sich über den 
Stand der Vorbereitungen zur Errichtung des 
ISGH in Hamburg und über die Haltung der 
Bundesregierung zum SRÜ zu informieren. 
Die Delegation zeigte sich angesichts der 
bereits geleisteten Arbeit beeindruckt und 
konnte mit Befriedigung feststellen, daß die 
Bundesregierung von den Ergebnissen der 
Vorbereitungskommission ermutigt ist, sich 
weiterhin für ein allgemein akzeptables Tief­
seebergbauregime einsetzen wird und einen 
Beitritt zum SRÜ zu gegebener Zeit nicht 
ausschließt. Renate Platzöder • 

Dokumente der Vereinten Nationen 
Internationaler Gerichtshof, Namibia, Nahost, Zypern, Irak-Iran, Umfassendes 
Sicherheitssystem, Finanzkrise 
Internationaler Gerichtshof 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Antrag 
Naurus auf Beitritt zum Statut des Inter­
nationalen Gerichtshofs. — Resolution 
600(1987) vom 19. Oktober 1987 

Der Sicherheitsrat 
> empfiehlt der Generalversammlung, gemäß 

Artikel 93 Absatz 2 der Charta der Verein­
ten Nationen die Bedingungen, zu denen 
die Republik Nauru Vertragspartei des 
Statuts des Internationalen Gerichtshofs 
werden kann, wie folgt festzusetzen: 
Die Republik Nauru wird Vertragspartei 
des Statuts an dem Tage, an dem sie beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen 
eine im Namen der Regierung der Republik 
Nauru unterzeichnete und je nach den ver­
fassungsrechtlichen Erfordernissen der 
Republik Nauru ratifizierte Urkunde hin­
terlegt, die folgendes enthält: 

a) die Annahme des Statuts des Internatio­
nalen Gerichtshofs; 

b) die Übernahme aller Verpflichtungen, 
die sich für ein Mitglied der Vereinten 
Nationen aus Artikel 94 der Charta er­
geben; 

c) eine Zusage, zu den Kosten des Ge­
richtshofs einen angemessenen Beitrag 
zu leisten, dessen Höhe von der General­
versammlung im Benehmen mit der Re­
gierung der Republik Nauru von Zeit zu 
Zeit festgesetzt wird. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Namibia 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Die Na­
mibiafrage. — Resolution 601(1987) vom 
30. Oktober 1987 

Der Sicherheitsrat, 

— nach Behandlung der Berichte des Gene­
ralsekretärs der Vereinten Nationen vom 
31. März 1987 (S/18767) und vom 27. Okto­
ber 1987 (S/19234), 

— nach Anhörung der Erklärung des Präsi­
denten des Namibia-Rates der Vereinten 
Nationen, 

— ferner nach Behandlung der Erklärung des 
Sekretärs für auswärtige Angelegenheiten 
der Südwestafrikanischen Volksorganisa­
tion (SWAPO), Theo-Ben Gurirab, 

— unter Hinweis auf die Resolutionen 
1514(XV) vom 14. Dezember 1960 und 2145 
(XXI) der Generalversammlung vom 
27. Oktober 1966 wie auch auf die Resolu­
tion S-14/1 vom 20. September 1986, 

— unter Hinweis auf seine Resolutionen 
269(1969), 276(1970), 301(1971), 385(1976), 
431(1978), 432(1978), 435(1978), 439(1978), 
532(1983), 539(1983) und 566(1985) und in 
Bekräftigung derselben, 

1. verurteilt das rassistische Südafrika nach-
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drücklich wegen seiner fortgesetzten ille­
galen Besetzung Namibias und seiner hart­
näckigen Weigerung, den Resolutionen 
und Beschlüssen des Sicherheitsrats, ins­
besondere den Resolutionen 385(1976) und 
435(1978), Folge zu leisten; 

2. bekräftigt die rechtliche Direktverantwor­
tung der Vereinten Nationen für Nami­
bia; 

3. bestätigt die in den Berichten des General­
sekretärs in den Dokumenten S/18767 vom 
31.März 1987 und S/19234 vom 27. Okto­
ber 1987 enthaltene Feststellung, daß alle 
die Durchführung seiner Resolution 
435(1978) berührenden offenen Fragen 
nunmehr geklärt sind; 

4. begrüßt die ausdrückliche Bereitschaft der 
Südwestafrikanischen Volksorganisation, 
eine Vereinbarung über die Einstellung der 
Kampfhandlungen mit Südafrika zu un­
terzeichnen und einzuhalten, um den Weg 
für die Durchführung der Resolution 435 
(1978) des Sicherheitsrats zu ebnen; 

5. beschließt, den Generalsekretär zu er­
mächtigen, nunmehr die Einstellung der 
Kampfhandlungen zwischen Südafrika 
und der Südwestafrikanischen Volksorga­
nisation in die Wege zu leiten, damit die 
erforderlichen administrativen und sonsti­
gen praktischen Maßnahmen für die Dislo­
zierung der Unterstützungseinheit der 
Vereinten Nationen für die Ubergangszeit 
getroffen werden können; 

6. bittet die Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen nachdrücklich, dem Generalse­
kretär und seinen Mitarbeitern bei der 
Durchführung dieser Resolution jede er­
forderliche praktische Unterstützung zu 
leisten; 

7. ersucht den Generalsekretär, dem Sicher­
heitsrat über die Fortschritte bei der 
Durchführung dieser Resolution Bericht 
zu erstatten und seinen Bericht so bald wie 
möglich vorzulegen; 

8. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: +14; -0; =1: Vereinig­
te Staaten. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Angriffe 
Südafrikas gegen Angola vom Territorium 
Namibias aus. — Resolution 602(1987) vom 
25. November 1987 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung des in Dokument S/ 

19278 vom 19. November 1987 enthaltenen 
Ersuchens des Ständigen Vertreters der 
Volksrepublik Angola bei den Vereinten 
Nationen, 

— nach Anhörung der Erklärung Seiner Ex­
zellenz Venancio de Moura, Stellvertreten­
der Minister für auswärtige Beziehungen 
der Volksrepublik Angola, 

— ernstlich besorgt über die weiterhin anhal­
tenden Angriffshandlungen, die vom rassi­
stischen Regime Südafrikas gegen die 
Volksrepublik Angola begangen werden, 

— tief besorgt über die tragischen Verluste an 
Menschenleben und die Zerstörung von 
Sachwerten auf Grund dieser Handlun­
gen, 

— ebenso ernstlich besorgt über die andau­
ernde Verletzung der Souveränität, des 
Luftraums und der territorialen Integrität 
der Volksrepublik Angola durch das rassi­
stische Südafrika, 

— unter Hinweis auf seine Resolutionen 
387(1976), 428(1978), 447(1979), 454(1979), 
475(1980), 545(1983), 546(1984), 567(1985), 
571(1985), 574(1985) und 577(1985), 

— ferner ernstlich besorgt darüber, daß die 
Fortdauer dieser Angriffshandlungen ge­
gen Angola eine ernste Bedrohung des 
Weltfriedens und der internationalen Si­
cherheit darstellt, 

— empört über die illegale Einreise des Ober­
haupts des rassistischen südafrikanischen 

Regimes und einiger seiner Minister in die 
Volksrepublik Angola, 

— im Bewußtsein der dringenden Notwen­
digkeit wirksamer Sofortmaßnahmen zur 
Verhinderung und Beseitigung aller Be­
drohungen des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit, welche die An­
griffshandlungen Südafrikas darstellen, 

1. verurteilt das rassistische Regime Südafri­
kas nachdrücklich wegen seiner fortge­
setzten und noch verstärkten Angriffs­
handlungen gegen die Volksrepublik An­
gola sowie wegen seiner anhaltenden Be­
setzung von Teilen dieses Staates, was eine 
flagrante Verletzung der Souveränität und 
der territorialen Integrität Angolas dar­
stellt; 

2. verurteilt nachdrücklich die unter flagran­
ter Verletzung der territorialen Integrität 
und Souveränität Angolas erfolgte illegale 
Einreise des Oberhaupts des rassistischen 
südafrikanischen Regimes und einiger sei­
ner Minister in die Volksrepublik Ango­
la; 

3. verurteilt Südafrika nachdrücklich wegen 
der Benutzung des Territoriums Namibia 
als Sprungbrett für gegen Angola gerichte­
te Angriffs- und Destabilisierungshand-
lungen; 

4. verlangt erneut, daß Südafrika seine An­
griffshandlungen gegen die Volksrepublik 
Angola sofort einstellt und alle seine 
Streitkräfte, die angolanisches Hoheitsge­
biet besetzt halten, bedingungslos abzieht 
und daß es die Souveränität, den Luft­
raum, die territoriale Integrität und die 
Unabhängigkeit Angolas strikt achtet; 

5. beschließt, den Generalsekretär damit zu 
beauftragen, den Abzug der südafrikani­
schen Streitkräfte aus dem Hoheitsgebiet 
der Volksrepublik Angola zu überwachen 
und dem Sicherheitsrat bis spätestens 
10. Dezember 1987 über die Durchführung 
dieser Resolution zu berichten; 

6. fordert alle Mitgliedstaaten auf, mit dem 
Generalsekretär bei der Durchführung 
dieser Resolution zusammenzuarbeiten 
und alles zu unterlassen, was die Unab­
hängigkeit, territoriale Integrität und Sou­
veränität der Volksrepublik Angola unter­
graben würde; 

7. beschließt, nach Erhalt des Berichts des 
Generalsekretärs über die Durchführung 
dieser Resolution erneut zusammenzutre­
ten; 

8. beschließt, mit dieser Frage befaßt zu blei­
ben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Angriffe 
Südafrikas gegen Angola vom Territorium 
Namibias aus. — Resolution 606(1987) vom 
23. Dezember 1987 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolution 602 

(1987), mit der er unter anderem den Gene­
ralsekretär beauftragt hat, den Abzug der 
südafrikanischen Streitkräfte aus dem Ho­
heitsgebiet der Volksrepublik Angola zu 
überwachen und dem Sicherheitsrat dar­
über Bericht zu erstatten, 

— Kenntnis nehmend vom Bericht des Gene­
ralsekretärs (S/19359), 

— ernstlich besorgt über die weitere Beset­
zung von Teilen des Hoheitsgebiets der 
Volksrepublik Angola durch die südafri­
kanischen Streitkräfte, 

1. verurteilt das rassistische Regime Südafri­
kas nachdrücklich deswegen, weil es Teile 
des Hoheitsgebiets der Volksrepublik An­
gola weiterhin besetzt hält und den Abzug 
seiner Truppen aus diesem Staat hinauszö­
gert; 

2. ersucht den Generalsekretär, den vollstän­
digen Abzug der südafrikanischen Streit­
kräfte aus dem Hoheitsgebiet der Volksre­

publik Angola mit dem Ziel weiterzuver-
folgen, von Südafrika einen Zeitplan für 
den vollständigen Abzug wie auch eine Be­
stätigung über dessen Abschluß zu erhal­
ten; 

3. ersucht den Generalsekretär, dem Sicher­
heitsrat über die Durchführung dieser Re­
solution so bald wie möglich Bericht zu 
erstatten; 

4. beschließt, mit dieser Sache befaßt zu blei­
ben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Nahost 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Überwa­
chung der Entflechtung auf den Golanhö-
hen. - Resolution 603(1987) vom 25. No­
vember 1987 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung des Berichts des Gene­

ralsekretärs über die Beobachtertruppe 
der Vereinten Nationen für die Truppen­
entflechtung (S/19263), 

> beschließt, 
a) die beteiligten Parteien zur sofortigen 

Durchführung von Resolution 338 
(1973) des Sicherheitsrats vom 22. Okto­
ber 1973 aufzufordern; 

b) das Mandat der Beobachtertruppe der 
Vereinten Nationen für die Truppenent­
flechtung für einen weiteren Zeitraum 
von sechs Monaten, das heißt bis zum 
31. Mai 1988, zu verlängern; 

c) den Generalsekretär zu ersuchen, am 
Ende dieses Zeitraums einen Bericht 
über die Entwicklung der Situation und 
über die zur Durchführung von Resolu­
tion 338(1973) des Sicherheitsrats ge­
troffenen Maßnahmen vorzulegen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Die Lage 
in den von Israel besetzten arabischen Ge­
bieten. - Resolution 605(1987) vom 22.De­
zember 1987 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung des vom 11. Dezember 

1987 datierten Schreibens des Ständigen 
Vertreters des Demokratischen Jemen bei 
den Vereinten Nationen in seiner Eigen­
schaft als Vorsitzender der Arabischen 
Gruppe für den Monat Dezember, 

— eingedenk der von der Charta der Verein­
ten Nationen anerkannten und in der A l l ­
gemeinen Erklärung der Menschenrechte 
verkündeten unveräußerlichen Rechte al­
ler Völker, 

— unter Hinweis auf seine einschlägigen Re­
solutionen über die Situation in den palä­
stinensischen und anderen seit 1967 von 
Israel besetzten arabischen Gebieten ein­
schließlich Jerusalems, darunter seine Re­
solutionen 446(1979), 465(1980), 497(1981) 
und 592(1986), 

— ebenfalls unter Hinweis auf das Genfer 
Abkommen vom 12.August 1949 zum 
Schutze von Zivilpersonen in Kriegszei­
ten, 

— ernstlich besorgt und beunruhigt über die 
sich verschlechternde Situation in den pa­
lästinensischen und anderen seit 1967 von 
Israel besetzten arabischen Gebieten ein­
schließlich Jerusalems, 

— unter Berücksichtigung der Notwendig­
keit, Maßnahmen zum unparteiischen 
Schutz der unter israelischer Besatzung le­
benden palästinensischen Zivilbevölke­
rung zu erwägen, 

— in der Auffassung, daß die derzeitigen Po­
litiken und Praktiken der Besatzungs­
macht Israel in den besetzten Gebieten un­
weigerlich schwerwiegende Folgen für die 
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Bemühungen um die Herbeiführung eines 
umfassenden, gerechten und dauerhaften 
Friedens im Nahen Osten haben werden, 

1. beklagt zutiefst die Politiken und Prakti­
ken der Besatzungsmacht Israel, die die 
Menschenrechte des palästinensischen 
Volkes in den besetzten Gebieten verlet­
zen, und insbesondere die Tatsache, daß 
die israelische Armee das Feuer eröffnet 
hat, wodurch wehrlose palästinensische 
Zivilpersonen getötet und verwundet wur­
den; 

2. erklärt erneut, daß das Genfer Abkommen 
vom 12. August 1949 zum Schutze von Z i ­
vilpersonen in Kriegszeiten auf die palästi­
nensischen und anderen seit 1967 von Isra­
el besetzten arabischen Gebiete einschließ­
lich Jerusalems anwendbar ist; 

3. fordert die Besatzungsmacht Israel erneut 
auf, sich sofort strikt an das Genfer Ab­
kommen vom 12. August 1949 zum Schutze 
von Zivilpersonen in Kriegszeiten zu hal­
ten und unverzüglich von seinen Politiken 
und Praktiken abzulassen, die gegen die 
Bestimmungen des Abkommens versto­
ßen; 

4. fordert darüber hinaus, größte Zurückhal­
tung zu üben, um zur Herstellung des Frie­
dens beizutragen; 

5. betont die dringende Notwendigkeit, eine 
gerechte, dauerhafte und friedliche Bei­
legung des arabisch-israelischen Konflikts 
zu erreichen; 

6. ersucht den Generalsekretär, die gegen­
wärtige Situation in den besetzten Gebie­
ten mit allen ihm zur Verfügung stehenden 
Mitteln zu prüfen und bis 20. Januar 1988 
einen Bericht vorzulegen, der seine Emp­
fehlungen über Mittel und Wege zur Ge­
währleistung der Sicherheit und des 
Schutzes der unter israelischer Besatzung 
lebenden palästinensischen Zivilpersonen 
enthält; 

7. beschließt, mit der Prüfung der Situation 
in den palästinensischen und anderen seit 
1967 von Israel besetzten arabischen Ge­
bieten einschließlich Jerusalems befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: +14; -0; =1: Vereinig­
te Staaten. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Die Lage 
in den von Israel besetzten arabischen Ge­
bieten. - Resolution 607(1988) vom 5. Ja­
nuar 1988 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolution 605 

(1987) vom 22. Dezember 1987, 
— mit dem Ausdruck seiner tiefen Besorgnis 

über die Situation in den besetzten palästi­
nensischen Gebieten, 

— unterrichtet über den Beschluß der Besat­
zungsmacht Israel, »mit der Ausweisung« 
palästinensischer Zivilisten in den besetz­
ten Gebieten »fortzufahren«, 

— unter Hinweis auf das Genfer Abkommen 
vom 12. August 1949 zum Schutze von Z i ­
vilpersonen in Kriegszeiten und insbeson­
dere dessen Artikel 47 und 49, 

1. bekräftigt erneut, daß das Genfer Abkom­
men vom 12. August 1949 zum Schutze von 
Zivilpersonen in Kriegszeiten auf palästi­
nensische und andere seit 1967 von Israel 
besetzte arabische Gebiete einschließlich 
Jerusalems Anwendung findet; 

2. ruft Israel auf, die Ausweisung palästinen­
sischer Zivilisten aus den besetzten Gebie­
ten zu unterlassen; 

3. ersucht die Besatzungsmacht Israel nach­
drücklich, ihre Verpflichtungen aus dem 
Abkommen einzuhalten; 

4. beschließt, mit der Prüfung der Situation 
in den palästinensischen und anderen seit 
1967 von Israel besetzten arabischen Ge­
bieten einschließlich Jerusalems befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Die Lage 
in den von Israel besetzten arabischen Ge­
bieten. — Resolution 608(1988) vom 14. Ja­
nuar 1988 

Der Sicherheitsrat, 
— in Bekräftigung seiner Resolution 607 

(1988) vom 5. Januar 1988, 
— mit dem Ausdruck seines tiefen Bedauerns 

darüber, daß die Besatzungsmacht Israel 
in Mißachtung der genannten Resolution 
palästinensische Zivilisten ausgewiesen 
hat, 

1. fordert Israel auf, den Befehl zur Auswei­
sung palästinensischer Zivilisten aufzuhe­
ben und für die sofortige, sichere Rückkehr 
der bereits Ausgewiesenen in die besetzten 
palästinensischen Gebiete Sorge zu tra­
gen; 

2. ersucht Israel, unverzüglich von der Aus­
weisung weiterer palästinensischer Ziv i l i ­
sten aus den besetzten Gebieten abzulas­
sen; 

3. beschließt, mit der Prüfung der Situation 
in den palästinensischen und anderen seit 
1967 von Israel besetzten arabischen Ge­
bieten einschließlich Jerusalems befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: +14; -0; =1: Vereinig­
te Staaten. 

Zypern 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Weitere 
Stationierung der Friedenstruppe auf Zy­
pern. - Resolution 604(1987) vom H.De­
zember 1987 

Der Sicherheitsrat, 
— angesichts des Berichts des Generalsekre­

tärs vom 30. November 1987 (S/19304 mit 
Add.l) über die Operationen der Vereinten 
Nationen auf Zypern, 

— ebenfalls angesichts der Empfehlung des 
Generalsekretärs, der Sicherheitsrat möge 
die Stationierung der Friedenssicherungs­
truppe der Vereinten Nationen auf Zypern 
um weitere sechs Monate verlängern, 

— ferner angesichts der Zustimmung der Re­
gierung Zyperns zu der Auffassung, daß es 
auf Grund der Verhältnisse auf der Insel 
notwendig ist, die Truppe auch über den 
15. Dezember 1987 hinaus auf Zypern zu 
belassen, 

— in Bekräftigung der Bestimmungen von 
Resolution 186(1964) vom 4. März 1964 und 
der anderen einschlägigen Resolutionen, 

1. verlängert erneut die Stationierung der ge­
mäß Resolution 186(1964) aufgestellten 
Friedenssicherungstruppe der Vereinten 
Nationen auf Zypern um einen weiteren, 
mit dem 15.Juni 1988 endenden Zeit­
raum; 

2. ersucht den Generalsekretär, seinen Auf­
trag der Guten Dienste fortzuführen, den 
Sicherheitsrat über die erzielten Fort­
schritte auf dem laufenden zu halten und 
bis 31. Mai 1988 einen Bericht über die 
Durchführung dieser Resolution vorzule­
gen; 

3. fordert alle beteiligten Parteien auf, die 
Truppe auch weiterhin auf der Grundlage 
des gegenwärtigen Mandats zu unterstüt­
zen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Irak-Iran 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Mittei­
lung des Präsidenten des Sicherheitsrats vom 
24.Dezember 1987 (UN-Dok. S/19382) 

Auf der 2779. Sitzung des Sicherheitsrats am 
24.Dezember 1987 gab der Präsident des Si­
cherheitsrats im Zusammenhang mit der Be­
handlung des Punktes >Die Lage zwischen 
Irak und Iran< die folgende Erklärung ab: 
»Im Anschluß an Konsultationen des Rates 
bin ich ermächtigt worden, im Namen der 
Ratsmitglieder folgende Erklärung abzuge­
ben: 
>Die Mitglieder des Sicherheitsrats nehmen 
Kenntnis von der Lagebeurteilung, die der 
Generalsekretär im Anschluß an seine Kon­
sultationen mit den Abgesandten Iraks und 
Irans betreffend die Durchführung der Reso­
lution 598(1987) am 10. Dezember 1987 vor 
dem Sicherheitsrat abgegeben hat, wie auch 
von seiner Bitte um einen neuen und ent­
schlossenen Vorstoß seitens des Rates. Sie äu­
ßern ihre tiefe Besorgnis über den schleppen­
den Verlauf dieser Konsultationen und das 
Ausbleiben echter Fortschritte dabei. 
Entschlossen, den Konflikt so bald wie mög­
lich einem Ende zuzuführen, erklären die Mit ­
glieder des Sicherheitsrats erneut, daß sie zu 
Resolution 598(1987) als geschlossenes Gan­
zes stehen. Ebenso bekräftigen sie, daß die 
Durchführung dieser Resolution die einzige 
Grundlage für eine umfassende, gerechte, eh­
renhafte und dauerhafte Beilegung des Kon­
flikts ist. 
Sie unterstützen den vom Sicherheitsrat ge­
billigten Rahmenplan des Generalsekretärs 
wie auch dessen Bemühungen um die Durch­
führung der Resolution 598(1987). 
Sie halten es für unbedingt erforderlich, daß 
der Generalsekretär den ihm mit Resolution 
598(1987) erteilten Auftrag weiter wahr­
nimmt. 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats erklären 
ihre Entschlossenheit, in Übereinstimmung 
mit Ziffer 10 des Beschlußteils der Resolution 
598(1987) weitere Schritte zu erwägen, die die 
Befolgung dieser Resolution sicherstellen sol­
len.«« 

Umfassendes Sicherheitssystem 

GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 
Umfassendes System des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit. — Resolu­
tion 42/93 vom 7.Dezember 1987 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf ihre Resolution 41/92 

vom 4. Dezember 1986 mit dem Titel 
»Schaffung eines umfassenden Systems des 
Weltfriedens und der internationalen Si­
cherheit«, 

— hervorhebend, daß die Ziele und Grund­
sätze der Charta der Vereinten Nationen 
und die Notwendigkeit ihrer wirksameren 
Anwendung im Verhalten der Staaten auf 
allen Gebieten durch die großen polit i­
schen, wirtschaftlichen und gesellschaftli­
chen Veränderungen und wissenschaftli­
chen Fortschritte, die seit der Verabschie­
dung der Charta der Vereinten Nationen in 
der Welt stattgefunden haben, sowie durch 
die wichtigste und dringendste Aufgabe 
der Gegenwart — die Beseitigung der Ge­
fahr eines Weltkriegs, eines Atomkriegs —, 
noch größere Bedeutung erlangen, 

— überzeugt, daß die Herausforderungen un­
serer Zeit im Atom- und Weltraumzeital­
ter, in dem die Unteilbarkeit von Frieden 
und Sicherheit in allen Teilen der Welt und 
die zunehmende Interdependenz der Na­
tionen Gegebenheiten sind, eine Verstär­
kung der multilateralen Kooperation auf 
allen Gebieten sowie der Zusammenarbeit 
hinsichtlich der Mittel und Wege zur Im­
plementierung des in der Charta vorgese­
henen Sicherheitssystems unabdingbar 
machen, 

— überzeugt von der Notwendigkeit der 
wirksamen universalen Anwendung des 
Grundsatzes der Nichtandrohung und 
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Nichtanwendung von Gewalt in den inter­
nationalen Beziehungen sowie von der 
wichtigen Funktion der Vereinten Natio­
nen in dieser Hinsicht, 

— unter Bekräftigung des unveräußerlichen 
Rechts aller Staaten, ihr politisches, wir t ­
schaftliches, soziales und kulturelles Sy­
stem ohne jedwede Einmischung seitens 
eines anderen Staates zu wählen, 

— im Hinblick darauf, daß alle Nationen ein 
gemeinsames Interesse daran haben, durch 
gemeinsame Maßnahmen auf allen Gebie­
ten einen wirksamen und umfassenden Si­
cherheitsansatz zu fördern, der die ge­
meinsame Sicherheit aller Nationen ge­
währleisten soll, 

— überzeugt, daß sich die Staaten bei ihrem 
Vorgehen von einer neuen Denkweise lei­
ten lassen sollten, die der Erkenntnis ent­
springt, daß sie nur miteinander und nicht 
als Gegner überleben können, 

— betonend, daß die Staaten bei ihrem Her­
angehen an Sicherheitsprobleme universal 
akzeptierten humanen Werten und der 
Förderung des Primats des Rechts in den 
Beziehungen zwischen den Nationen im 
Sinne der Charta Vorrang einräumen soll­
ten, 

— mit dem Ausdruck ihrer festen Überzeu­
gung, daß es nur mit friedlichen polit i­
schen Mitteln durch die Stärkung interna­
tionaler Mechanismen, allen voran der 
Vereinten Nationen, möglich ist, jedem 
einzelnen Staat und allen Staaten zusam­
men zuverlässige Sicherheit zu gewährlei­
sten, 

— betonend, daß nach der Charta die univer­
sale und umfassende Sicherheit voraus­
setzt, daß alle an internationalen Bezie­
hungen Beteiligten ohne Ausnahme in den 
kritischen, für die internationale Sicher­
heit wesentlichen und in Wechselbezie­
hung zueinander stehenden Bereichen der 
Abrüstung, der friedlichen Beilegung von 
Krisen und Konflikten, der wirtschaftli­
chen Entwicklung und Zusammenarbeit, 
der Erhaltung der Umwelt sowie der För­
derung und des Schutzes der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten für alle ohne 
Unterschied der Rasse, des Geschlechts, 
der Sprache oder der Religion gemeinsame 
Anstrengungen unternehmen, 

1. bittet nachdrücklich alle Staaten, ihre An­
strengungen darauf zu konzentrieren, 
durch friedliche politische Mittel integrale 
universale Sicherheit auf der Grundlage 
der Gleichberechtigung und in allen Berei­
chen der internationalen Beziehungen im 
Einklang mit der Charta der Vereinten Na­
tionen und im Rahmen der Vereinten Na­
tionen zu gewährleisten; 

2. erklärt erneut feierlich, daß das in der 
Charta verankerte kollektive Sicherheits­
system ein grundlegendes und unersetzli­
ches Instrument für die Erhaltung des 
Weltfriedens und der internationalen Si­
cherheit darstellt; 

3. gibt ihrer Überzeugung Ausdruck, daß es 
eine Fortsetzung und einen Ausbau eines 
in allen Richtungen und auf allen Ebenen 
stattfindenden effektiven Dialogs in den 
Vereinten Nationen und in anderen Foren 
geben sollte, um unter Berücksichtigung 
der Realitäten des Atom- und Weltraum­
zeitalters Unterschiede in den Konzeptio­
nen auszugleichen und allgemein annehm­
bare Mittel und Wege zur Gewährleistung 
umfassender Sicherheit im Einklang mit 
der Charta zu prüfen; 

4. erklärt, daß der Weg zur Sicherheit über 
praktische Maßnahmen zur Festigung des 
Vertrauens zwischen den Staaten führt, 
die auf der Überwindung antagonistischer 
Denkansätze und einer Konsolidierung der 
Normen des zivilisierten Verhaltens sowie 
auf einem Klima der Unterrichtung der Öf­
fentlichkeit und der Offenheit in den inter­
nationalen Beziehungen aufbauen; 

5. erklärt erneut, daß alle Staaten sich strikt 
an die völkerrechtlichen Grundprinzipien 
zu halten haben, insbesondere die Achtung 
der Souveränität, der politischen Unab­
hängigkeit und der territorialen Integrität 
der Staaten, die Nichtintervention und 
Nichteinmischung in deren innere Angele­
genheiten, die Nichtandrohung und Nicht­
anwendung von Gewalt, die friedliche Bei­
legung von Streitigkeiten, die Gleichheit 
und das Selbstbestimmungsrecht der Völ­
ker, die Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, die Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten und die Erfüllung 
der ihnen aus der Charta der Vereinten 
Nationen erwachsenden Verpflichtungen 
nach Treu und Glauben; 

6. fordert alle Staaten auf, ihre Anstrengun­
gen unter anderem auch in bilateralen und 
multilateralen Foren, die sich mit Abrü­
stungsfragen befassen, zu verdoppeln, um 
ein Wettrüsten im Weltraum zu verhindern 
und es auf der Erde aufzuhalten und umzu­
kehren, damit das Ausmaß der militäri­
schen Konfrontation verringert und die 
weltweite Stabilität erhöht wird; 

7. fordert die Staaten und die Organe der 
Vereinten Nationen auf, im Rahmen ihres 
Mandats und in Übereinstimmung mit den 
einschlägigen Bestimmungen der Charta 
vollen Gebrauch von den vorhandenen 
Mitteln zur friedlichen Beilegung von in­
ternationalen Streitigkeiten und Konflik­
ten durch Verhandlung, Untersuchung, 
Vermittlung, Vergleich, Schiedsspruch, 
gerichtliche Entscheidung, Inanspruch­
nahme regionaler Einrichtungen oder Ab­
machungen, die Heranziehung Guter 
Dienste, einschließlich derer des General­
sekretärs, oder durch andere friedliche 
Mittel eigener Wahl zu machen; 

8. fordert außerdem alle Staaten und die in 
Betracht kommenden Wirtschaftsforen 
auf, möglichst umfassenden Gebrauch von 
allen Gelegenheiten zu machen, die sich 
zur Förderung eines stabilen und ausgewo­
genen Weltwirtschaftsklimas bieten, und 
zu diesem Zweck die internationale Zu­
sammenarbeit im Dienste der Entwicklung 
zu verstärken und auf eine neue internatio­
nale Wirtschaftsordnung hinzuarbeiten, 
indem sie die erforderlichen, allseitig an­
nehmbaren Maßnahmen ausarbeiten, die 
die wirtschaftliche Entwicklung und eine 
gerechte Zusammenarbeit gewährleisten; 

9. fordert ferner alle Staaten auf, auf huma­
nitärem Gebiet verstärkt miteinander zu­
sammenzuarbeiten und die Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten für 
alle zu fördern und zu festigen; 

10.ist der Auffassung, daß die Interaktion im 
Umweltbereich zu einem wesentlichen Teil 
der umfassenden internationalen Sicher­
heit werden sollte; 

11. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Funk­
tion und Leistungsfähigkeit des Systems 
der Vereinten Nationen als unverzichtba­
res Instrument für die Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicher­
heit zu stärken und zu erhöhen, mit dem 
Ziel, internationale Fragen zum Nutzen al­
ler Staaten zu lösen und Garantien für die 
umfassende Sicherheit aller auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung auszu­
arbeiten; 

1^..fordert außerdem die Durchführung der 
Resolutionen der Vereinten Nationen; 

13. fordert internationale und nationale nicht­
staatliche Organisationen sowie Persön­
lichkeiten des politischen und öffentlichen 
Lebens in allen Ländern auf, einen positi­
ven Beitrag zur Entwicklung eines pro­
duktiven und sinnvollen internationalen 
Dialogs über die Mittel und Wege zur För­
derung umfassender Sicherheit auf der 
Grundlage der Charta und im Rahmen der 
Vereinten Nationen zu leisten; 

14. ersucht den Generalsekretär, Möglichkei­

ten zur Veranstaltung eines Gedankenaus-
tauschs zu diesem Thema unter den Mi t ­
gliedstaaten zu prüfen und der General­
versammlung auf ihrer dreiundvierzigsten 
Tagung zu berichten; 

15. beschließt die Aufnahme des Tagesord­
nungspunktes 'Umfassendes System des 
Weltfriedens und der internationalen Si­
cherheit« in die Tagesordnung ihrer drei­
undvierzigsten Tagung. 

Abstimmungsergebnis: +76; -12: Belgien, 
Costa Rica, Dominikanische Republik, 
Frankreich, Großbritannien, Haiti, Israel, 
Japan, Luxemburg, Niederlande, Portugal, 
Vereinigte Staaten; =63 (darunter 
Deutschland, Bundesrepublik). 

Finanz krise 

GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 
Derzeitige Finanzkrise der Vereinten Na­
tionen. — Resolution 42/212 vom 21. De­
zember 1987 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf die Ziele und Grundsät­

ze der Charta der Vereinten Nationen, ins­
besondere auf Artikel 17, 

— sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 
41/213 vom 19.Dezember 1986, 

— tief beunruhigt über die derzeitige Finanz­
krise, die dadurch ausgelöst worden ist, 
daß einige Mitgliedstaaten ihren Ver­
pflichtungen aus der Charta nicht nach­
kommen, was eine Bedrohung der Zah­
lungsfähigkeit, der Stabilität und der Tä­
tigkeit der Organisation darstellt, 

— erneut erklärend, daß die Organisation in 
Übereinstimmung mit der Charta über 
eine solide, verläßliche und gesicherte f i ­
nanzielle Grundlage verfügen muß, 

— Kenntnis nehmend vom Bericht des Gene­
ralsekretärs über die derzeitige Finanzkri­
se der Vereinten Nationen und von dem 
diesbezüglichen Bericht des Beratenden 
Ausschusses für Verwaltungs- und Haus­
haltsfragen, 

— sowie Kenntnis nehmend von den Auffas­
sungen, die die Mitgliedstaaten im Fünften 
Ausschuß zur derzeitigen Finanzkrise der 
Vereinten Nationen geäußert haben, 

1. erklärt erneut, daß alle Mitgliedstaaten 
nach der Charta der Vereinten Nationen 
verpflichtet sind, die Ausgaben der Orga­
nisation nach einem von der Generalver­
sammlung festzusetzenden Verteilungs­
schlüssel zu finanzieren, und ruft sie auf, 
ihre gesamten veranlagten Beiträge voll­
ständig und rechtzeitig zu bezahlen; 

2. schließt sich den Empfehlungen des Bera­
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen in seinem Bericht über 
die derzeitige Finanzkrise der Vereinten 
Nationen an; 

3. ersucht den Präsidenten der Generalver­
sammlung, im Benehmen mit dem Gene­
ralsekretär und den Vorsitzenden der Re­
gionalgruppen weiter die Möglichkeit im 
Auge zu behalten, zu gegebener Zeit im 
Jahr 1988 die zweiundvierzigste Tagung 
der Versammlung zur Behandlung der f i ­
nanziellen Lage der Organisation wieder­
aufzunehmen; 

4. ersucht den Generalsekretär, allen Mit ­
gliedstaaten die neuesten Informationen 
über das Ausmaß der derzeitigen Finanz­
krise der Organisation mitzuteilen und un­
ter Berücksichtigung der Auffassungen der 
Mitgliedstaaten zur finanziellen Lage der 
Organisation eine Zusammenfassung die­
ser Auffassungen zusammen mit einem ak­
tualisierten Bericht über die finanzielle 
Lage der Organisation zur Behandlung 
durch die Generalversammlung zu erstel­
len. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 
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